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DEUTSCHLAND
Religionsunterricht für Scheidungskinder «zuträglich»
Das Kölner Oberlandesgericht hat entschieden, dass katholischer
Religionsunterricht dem Wohl von Kindern konfessionsfreier
Eltern «zuträglich» sein soll. Ein konfessionsfreier Vater hat dies
im Scheidungsstreit für das bei der ebenfalls konfessionsfreien
Mutter lebende Kind erstritten. Das Gericht stellt sich damit
gegen diegelebteRealitäteinermehrheitlich kirchenabstinenten
Gesellschaft und befördert zudem Scheidungsstreitigkeiten.

Der Islam gehört nun offiziell zu Deutschland
Die Ahmadiyyas erhalten als erste muslimische Gemeinde den
Status einer Körperschaft öffentlichen Rechts. Damit ist sie auf
Augenhöhe mit den christlichen Kirchen und der Jüdischen
Gemeinde. Die Ahmadiyya-Gemeinschaft hat in Deutschland
35'000 Anhänger in 240 Gemeinden.

Kirchliches Arbeitsrecht vom Bundesarbeitsgericht anerkannt
Ein Austritt aus der katholischen Kirche rechtfertigt nach einer
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts die ausserordentliche
Kündigung eines langjährigen Mitarbeitersder Caritas. Die Richter

stärkten damit das gesonderte Arbeitsrecht der Kirchen, das
von den Mitarbeitern besondere Loyalitätspflichten verlangt.
Zuvor hatte auch schon das Landesarbeitsgericht Stuttgart die
Entlassung des Sozialpädagogen (60)als rechtmässig bezeichnet
und auf das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen verwiesen.
Dieser erwägt eine Verfassungsbeschwerde in Karlsruhe.

Hamed Abdel-Samad bedroht!
Ägyptische Islamisten haben den auch hierzu-
landeausdiversenTV-Debatten bekannten und
geschätzten deutsch-ägyptischen Politologen
und Autor zum Ungläubigen erklärt und seine
Ermordung gefordert. Mitte Juni ist er
untergetaucht. Zuvor hatte er in Kairo einen Vortrag
über religiösen Faschismus im Islam gehalten.
Danach begann im Internet eine Hetzkampagne, auf Facebook
erschienen gar mehrere Seiten mit Fotos, auf die «Wanted
Dead!» geschrieben war.
Ein Führer der militant-islamistischen Bewegung Gamaa Islamija
und ein Rhetorikprofessor an der Azhar-Universität in Kairo
haben zudem im TV-Kanal Al-Hafez die ägyptischen Muslime
aufgerufen, Abdel-Samad, den Apostaten, zu töten.
Auf Druck der Giordano Bruno-Stiftung und der internationalen

Protestwelle hat Facebook tags darauf die Seiten mit den
Mordaufrufen gesperrt, und diedeutsche Bundesregierung hat
die ägyptischen Behörden aufgefordert, sich von den
Mordaufrufen unmissverständlich zu distanzieren unddieSicherheit
von Hamed Abdel-Samad zu gewährleisten.
Die FVS hat Bundesrat Burkhalter aufgefordert, sich ebenfalls
für die Sicherheit von Abdel-Samad in Ägypten einzusetzen.

demokratische Gesellschaft kann nicht nur in Angst vor der
Polizei leben, sondern mit dem, «was von innen kommt, dass
wir in uns tragen, das was man Moral nennt».

FRANKREICH
Kurse über säkulare Moral an Volksschulen
Ab 2015 sollten Schüler mindestens eine Stunde pro Woche
und die Gymnasiasten mindestens 18 Stunden pro Jahr Kurse
über «säkulare Moral» erhalten. Der Unterricht soll auf die
Verbreitu ng der «Werte der Republ ik», aber nicht ei ner «Staatsmoral»

gerichtet sein. «Laizistische Moral ist das Gegenteil von
Staatsräson», weil «jeder Bürger sich frei sein Urteil bilden
müssen kann», sagte Bildungsminister Vincent Peillon: «Eine

OSTERREICH
Kreuze an Volksschulen entfernt
An einer Volksschule in Wien sind nach dem Protest der Mutter
einer Schülerin die Kreuze in allen Klassenzimmern entfernt
worden, wie die Initiative «Religion ist Privatsache» bekannt
gab. Die Frau hatte das Kreuz laut der Aussendung als religiöse
Bevormundung empfunden. An der betreffenden Schule sind
weniger als 50 Prozent der Schüler «als Christen gemeldet». Im

Schulgesetz sind solche Fälle nicht genau geregelt.
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zu richten, auf deren saubere Trennung zu achten ist. Ebenso

soll die unterschwellige gegenseitige Liebedienerei von
Wirtschaftsführern und hohen Klerikern aufgedeckt und zur
Diskussion gestellt werden.
Aus meinen eigenen Erinnerungen tauchten die Audienzen
der beiden Sandoz-Grossen Moret und Vasella auf, von
denen bei den jeweils amtierenden Päpsten je ein Tête-à-tête
durchgesickert ist.
Von einem kurzzeitigen Gegröle hinter den letzten Reihen der
Zuhörer liess sich niemand beeindrucken. Es erinnerte aber
alle Anwesenden an die Verletzlichkeit unserer Gruppe - wir
sind wirklich die Spitze einer Bewegung, die sich ihrer selbst
erst noch bewusst werden muss, um ihre Durchsetzungskraft
wirklich entfalten zu können.
In der Grussbotschaft der Italiener wurde das elsässische
Konkordatzum kurialen mit dem italienischen Staat Mussolinis
in Beziehung gesetzt. Beide sind, wie die weiteren zwölf in
Westeuropa noch existierenden Konkordate, Verletzungendes
Politischen, des öffentlichen Rechts. DieUnterzeichnersprechen
den Betroffenen das Recht ab. Rechte zu haben.
Demgegenüber hat nach unserem Verständnis der Staat den
Rahmen zu schaffen, in dem jedem der Weg zur eigenen Freiheit

ermöglicht werden kann.
Der belgische Vertreter riet dazu, als «Philosophie-Kurse»
getarnten Historismus der Religionen eingehend zu prüfen:
Was als «Compromis», «Kompromiss» angeboten wird, kann
sich leicht als «Kompro-mission», als «Kompro-Missionieren»
herausstellen.
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Marc Blondel rief die Anwesenden auch dazu auf, den
Stimmberechtigten die von den klerikal beeinflussten Parteien
geschürte Angst vor dem Verlust der erreichten Sozialstandards
zu nehmen. Diese sind ausnahmslos gegen die Verteidiger des
Gottesgnadentums durchgesetzt worden, auch wenn dessen
Apostel ohne Erröten behaupten, sie hätten diese Arbeit
geleistet.
Den Schlusspunkt setzte Blondel mit dem Aufruf, die heute
gezeigte Präsenz dieses offiziell bewilligten Anlasses über die
Sektionen in die Regionen, dabei besonders ins Elsass-Lothrin-
gische, hinauszutragen: «Weder Elsässer noch die Franzosen
in den anderen Departementen sollen gezwungen werden,
religiöse Organisationen über Steuern zu unterstützen.»

«Europäisches Koordinationsbüro für freies Denken»

Nach der öffentlichen Veranstaltung lud die FNLP Interessierte

zu einer Sitzung ein, an der gemäss Communiqué
der FNLP beschlossen wurde, ein «Europäisches Koordinationsbüro

für freies Denken» zu gründen, welches gemeinsame

Aktionen für die Laizität, die Meinungsfreiheit und
die Trennung von Staat und Kirche initiieren soll. Als Erstes
wird eine Grundsatzerklärung verfasst und zur Ratifizierung

an alle Freidenkerorganisationen in Europa versandt.
Zudem will das Büro beim Präsidenten der Europäischen
Kommission vorstellig werden und Widerspruch einlegen gegen die
gemeinsame Erklärung der EU und der islamischen Organisationen

zur Ahndung des Tatbestands der Blasphemie.
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